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Es kommt darauf an, das vom erreichten gesellschaftli­
chen Entwicklungsstand her mögliche und gebotene Maß an 
Gerechtigkeit bei der Anwendung des Rechts zu verwirkli­
chen.7 Mithin muß der Strafrechtler (Theoretiker wie Prak­
tiker) möglichst präzise Kenntnisse von diesem realen, in sich 
sehr differenzierten sozialen Entwicklungsstand (des jeweili­
gen territorialen Wirkungsraums) besitzen. Welche Reife 
weisen die sozialökonomischen, sozialdemografischen, sozial­
psychologischen, moralischen und ideologischen Beziehungen 
der verschiedenen sozialen Klassen, Schichten und Gruppen 
in dem betreffenden Wirkungsraum auf? Wie denken die 
Menschen dort? Wie ist ihr Alltagsverhalten? Was für Mo­
ral- und Wertvorstellungen haben sie? Wie ist ihr Verhältnis 
zu Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit? Jeder weiß, daß 
es hier im einzelnen große Unterschiede gibt. Aber wie soll 
das im Recht, im Strafrecht berücksichtigt werden?

Bewertung sozialnegativer Handlungen als Straftaten

Bekanntlich besteht die Natur des Rechts im Anlegen glei­
cher Maßstäbe an ungleiche Individuen.8 Der erste Maßstab 
des Strafrechts — seine erste Bewertungsebene — orientiert 
sich daran, ob das betreffende Individuum eine Straftat be­
gangen hat. Dabei entscheidet unser sozialistisches Rechtsbe­
wußtsein — über die Gesetzgebung —, welche sozialnegativen 
Handlungen Straftaten sind. Ohne Ansehen der Person 
(Art. 5 StGB) wird bei jedem gleichermaßen (Art. 19, 20 und 
86 Verf.), der eine strafbare Handlung (§ 1 StGB) begangen 
hat, strafrechtliche Verantwortlichkeit geprüft. Dieses Vor­
gehen stellt sich deshalb in unserer Gesellschaft als reale 
soziale und juristische Gerechtigkeit dar, weil hier im Unter­
schied zum Kapitalismus — grundsätzlich — jedem die reale 
Möglichkeit gegeben ist, sich gesellschaftsgemäß zu verhalten 
(Art. 2 StGB). Verhält er sich dieser Möglichkeit zuwider 
strafrechtswidrig, lädt er persönliche Schuld auf sich (Art. 2 
und § 5 StGB); ihn dafür zur Verantwortung zu ziehen ist 
unter unseren Verhältnissen gerecht.

Natürlich sind die konkreten Lebensbedingungen der ein­
zelnen sehr unterschiedlich, und es fällt diesem oder jenem 
Individuum schwerer als anderen, die Strafgesetze einzuhal­
ten. Aber das Strafrecht der DDR stellt — im ganzen begrün­
det und ohne Überforderung — an jeden Bürger die grund­
sätzlich erfüllbare Minimalanforderung, keine Straftaten zu 
begehen. Sie zu erfüllen mag im Einzelfall für den einzelnen 
besondere Anspannung, auch Selbstbeherrschung, vielleicht 
auch Selbstbeschränkung (z. B. beim Genuß von Alkohol) ab­
verlangen, aber diese Rechtsforderung ist zumutbar — soweit 
nicht ausnahmsweise besondere rechtlich anerkannte „Über­
forderungssituationen“, Rechtfertigungs- oder Schuldaus­
schließungsgründe (z. B. §§ 10, 13, 15, 19, 20, 66, 169 StGB) Vor­
lagen.

Das Anlegen des gleichen Maßstabs an die einzelnen Indi­
viduen (bei der Prüfung, ob sie eine Straftat begingen) er­
bringt zugleich eine Differenzierung zwischen Straftätern und 
Personen, die keine Straftat begangen haben. Diese Differen­
zierung ist von großer politischer und sozialer Bedeutung: 
Jemanden als Straftäter zu betrachten und zu behandeln 
ist eine sehr schwerwiegende, nicht nur juristische, sondern 
vor allem moralisch-politische Mißbilligung, die auch seine 
Angehörigen und seine Kollektive berührt.9 Sie darf nur dort 
ausgesprochen und ausgedrückt werden, wo tatsächlich eine 
schwerwiegende Rechtsverletzung vorliegt, die eine Straftat 
darstellt, und nachdem dies zweifelsfrei festgestellt worden 
ist (Art. 4 StGB).

Unter diesem Aspekt ist es eine ständige Aufgabe sozia­
listischer Strafgesetzgebung, jeweils neu zu prüfen, welche 
Verletzungen von Strafrechtsnormen wirklich kriminellen 
Charakter tragen bzw. durch Einzelregelung (im Besonderen 
Teil) oder durch generelle Vorschrift (im Allgemeinen Teil) 
in andere Bereiche (z. B. als Verfehlungen, Ordnungswidrig- 
keiten oder Zivilrechtsverletzungen) zu verweisen10 11 12 (oder 
auch durch das Antragserfordernis gemäß § 2 StGB in der 
Verfolgbarkeit einzuschränken) sind. Die Konzentration der 
Strafrechtspflege auf kriminelle Rechtsverletzungen bewahrt 
nicht nur kleine Rechtsverletzer vor der moralisch-politi­

schen Disqualifizierung äls Kriminelle und der damit ver­
bundenen psychischen Belastung, sondern erhöht auch die 
Effektivität des Schutzes der Interessen der Gesellschaft wie 
der Bürger vor Straftaten.

Gerechtigkeit bei der Bewertung von Straftaten 
durch die Strafzumessung

Eine zweite Bewertungsebene des Strafrechts betrifft — ab­
gesehen von der hier nicht weiter zu diskutierenden Diffe­
renzierung in Vergehen und Verbrechen (§ 1 StGB) — die 
Strafzumessung, die der sozialistischen Gerechtigkeit zu die­
nen hat (§ 61 Abs. 1 StGB). Hier ist ein ganzer Komplex von 
Maßstäben (§ 61 Abs. 2 StGB) anzuwenden, um die gerechte 
Strafe zu finden und darüber eine übereinstimmende Auf­
fassung zu gewinnen. Diese Maßstäbe reflektieren einen hi­
storischen Fortschritt und hohes Niveau (erreichbarer) Ge­
rechtigkeit.

War ganz ursprünglich das Ausmaß der objektiven Folgen 
der Tat ein offensichtlicher und gut faßlicher einheitlicher 
Maßstab, so erwies er sich zunehmend als unzureichend, als 
ungerecht, weil er z. B. nicht nach Vorsatz und Fahrlässig­
keit, nach Motiven und Zielstellungen, nach der Art und 
Weise der Tatbegehung unterschied. Eine solche Mehrheit 
weiterer gleicher Maßstäbe eröffnet ein höheres Maß an Dif­
ferenzierung, also auch an Gerechtigkeit.

Es ist jedoch weit schwerer, diesen Komplex von Maßstä­
ben der Strafzumessung zu erfassen und anzuwenden, zumal 
sie im einzelnen noch nicht so präzise ausgearbeitet sind wie 
etwa die Tatbestandsvoraussetzungen. Immerhin bleibt die 
Tatproportionalität der Strafe ein gewichtiges Unterpfand 
gerechter und gleicher Strafzumessung. Das Strafrecht orien­
tiert sich — wie alles Recht — an Handlungen. Gegenstand 
strafrechtlicher Be- und Verurteilung können und dürfen nur 
strafbare Handlungen — in der Einheit von objektiver und 
subjektiver Seite — sein. Das Ausmaß der Handlung (die 
Grenze der Tat) muß die Grenze der Strafe bestimmen.11 
Das ist ein Gebot des Rechts, der Gleichheit vor dem Gesetz 
und der Gerechtigkeit und zugleich eine Rechtsgarantie für 
den Straftäter. Eine — wie auch immer motivierte — über die 
Tatschwere hinausgehende Strafe würde des Rechtsgrundes 
wie der Gerechtigkeit entbehren.

Die einzelne Strafe hat zwar auch zur Verwirklichung der 
Zwecke der strafrechtlichen Verantwortlichkeit in ihrer Ein­
heit (Art. 2 StGB: Schutz, Vorbeugung und Erziehung) bei­
zutragen; diese Zwecke sind aber keine rechtlichen Bewer­
tungsmaßstäbe, sondern rechtspolitische Zielstellungen. Sie 
sind auch nicht quantifizierbar oder abstufbar, etwa in dem 
einen Fall mehr Schutz und in einem anderen mehr Erzie­
hung. Daher sind aus diesen Zwecken keine Kriterien der 
Strafzumessung abzuleiten. Vielmehr ist die gemäß § 61 StGB 
gerecht bemessene Strafe diejenige, die grundsätzlich am 
besten geeignet ist, die Zwecke der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit zu erreichen und gesellschaftswirksam zu sein. 
(Indessen garantiert die Gerechtigkeit der Strafe noch nicht 
ihre Wirksamkeit, weil diese noch von vielen weiteren Be­
dingungen abhängt.)

Die Vorstellung, durch eine besondere, auf bestimmte 
Strafzwecke ausgerichtete Strafzumessung, besondere straf­
rechtliche Ergebnisse der Kriminalitätsbekämpfung erzielen 
zu können, ist ein auf mechanistischer Denkweise beruhen-
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